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Zusamenfassung: Die ökologischen Krisen, allen 
voran die Klimakrise, spitzen sich immer weiter zu 
und mit ihnen die gesellschaftlichen Konflikte um 
sozial-ökologische Fragen. Doch bisher führen diese 
keinesfalls zu einer sozial-ökologischen Transforma-
tion. Ein Rückgriff auf die Konflikttheorie hilft zu ver-
stehen, woran der Übergang in eine nachhaltige Ge-
sellschaft scheitert. Dazu werden Konflikte mit ihren 
Voraussetzungen und Dynamiken ins Zentrum der 
Analyse gerückt. Die Annahme ist, dass die Art der 
Interessensformierung und Institutionalisierung der 
Konflikte einen prägenden Einfluss auf den Ausgang 
sozial-ökologischer Transformationskonflikte hat. 
Dieses theoretisch-konzeptionelle Argument wird im 
Artikel exemplarisch anhand der Kohlekommission 
und dem Bündnis Wir fahren zusammen ausgeführt. 
Dabei wird deutlich, dass sozial-ökologische Politik 
vor allem dann scheitert, wenn soziale und ökologi-
sche Interessen nicht ausreichend organisiert sind 
oder gegeneinander ausgespielt werden. Zudem be-
schränkt die Anlehnung an das sozialpartnerschaftli-
che Modell der Konfliktaustragung die Möglichkeiten 
einer sozial-ökologischen Transformation. 
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Summary: The ecological crises, and above all the cli-
mate crisis, are intensifying, and with them, the so-
cial conflicts attached to them. However, so far, these 
social conflicts have by no means led to a socio-eco-
logical transition. Drawing on conflict theory can put 
social conflicts and their inherent dynamics at the 
centre of the analysis to help us understand why the 
transition to a sustainable society is currently failing. 
The assumption is that the way in which interests are 
formed, and conflicts are institutionalised has a for-
mative influence on the outcome of socio-ecological 
transformation conflicts. This theoretical-conceptual 
argument is illustrated in the article using the Coal 
Commission and the Wir fahren zusammen alliance as 
examples. It can thus be shown that socio-ecological 
policy fails above all when social and ecological inte-
rests are not sufficiently organised or are played off 
against each other. In addition, the reliance on the 
corporatist model of conflict resolution limits the 
possibility of transformative socio-ecological policy. 
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Einleitung

In diesem Jahr sind es vor allem die Wetterextreme, 
die immer wieder in Erinnerung rufen: Die ökolo-
gischen Krisen, allen voran die Klimakrise, spitzen 
sich weiter zu (WMO 2024). Dennoch bleiben die po-
litischen Maßnahmen weit hinter dem zurück, was es 
bräuchte, um die Erderwärmung auf deutlich unter 
zwei Grad zu begrenzen und damit zumindest eine 
völlig unkontrollierte Entwicklung des ansteigen-
den Meeresspiegels, zukünftiger Extremwetter und 
des Artensterbens zu verhindern (IPCC 2023). Zwar 
mehren sich die gesellschaftlichen Konflikte um so-
zial-ökologische Fragen – man denke nur an die hitzi-
gen Auseinandersetzungen um das Heizungsgesetz, 
die Letzte Generation oder die Bauernproteste. Doch 
bislang folgt aus ihnen keinesfalls eine Wende hin 
zu einer sozial-ökologischen Transformation. Ent-
sprechend intensiv diskutieren Soziolog*innen da-
her derzeit die Frage, woran sozial-ökologische An-
sätze scheitern. Im vorliegenden Artikel möchte ich 
eine Analyseperspektive mit Rückgriff auf die Kon-
flikttheorie vorschlagen und exemplarisch zeigen, 
wie sie einen Beitrag zu Beantwortung eben dieser 
Frage leisten kann. 
Denn eines zeigen die angesprochenen Auseinan-
dersetzungen bereits sehr deutlich: Unterschiedliche 
Einstellungen, Interessen und Lebensweisen sowie 
die Ungleichheit bei der Verursachung der und der 
Betroffenheit durch die Klimakrise führen dazu, dass 
die Transformation hin zu einer sozial-ökologischen 
Gesellschaft konflikthaft verlaufen wird (Eversberg 
et al. 2024, Neckel 2023, Brand/Wissen 2024, Gill et 
al. 2019). Um die Voraussetzungen für eine erfolgrei-
che sozial-ökologische Transformation zu ermitteln, 
ist es folglich notwendig, die konkreten Konflikte, 
die darum geführt werden, in den Blick zu nehmen 
(Sommer/Schad 2022). Die hier eingenommene Ana-
lyseperspektive rückt dabei die Effekte von Institu-
tionalisierung auf sozial-ökologische Konflikte ins 
Zentrum. So kann gezeigt werden, dass ökologische 
Politikansätze mitunter scheitern, weil soziale und 
ökologische Interessen nicht ausreichend organisiert 
sind oder gegeneinander ausgespielt werden. Darü-

ber hinaus kann das institutionelle Gefüge der Kon-
fliktaustragung die Möglichkeit einer sozial-ökologi-
schen Transformationspolitik beschränken (August/
Westphal 2024). Beide Aspekte sind teilweise in der 
Eigendynamik von Konflikten begründet und lassen 
sich daher unter Rückgriff auf die Konflikttheorie 
analysieren (August 2024a). 
Diese Dynamiken zu verstehen kann dazu beitragen, 
Hindernisse für eine erfolgreiche sozial-ökologische 
Transformationspolitik zu identifizieren und zu um-
gehen. Dazu bedarf es jedoch angesichts der Ver-
schiebung vom industriellen Konflikt zu sozial-öko-
logischen Transformationskonflikten auch einer 
Aktualisierung der Konflikttheorie. Dazu leistet der 
Artikel einen Beitrag, indem er die Anwendbarkeit 
industrieller Konflikttheorien auf sozial-ökologische 
Konflikte prüft. 
Derzeit bezieht sich die Konfliktsoziologie in 
Deutschland vor allem auf Konfliktinstitutionen, 
die der Hochphase des Industriezeitalters entstam-
men. In diesen Institutionen wurden ökologische 
Belange selten explizit Gegenstand von Konflikten – 
wenngleich sie stets implizit mitverhandelt wurden 
(Schaupp 2024). Als einer der letzten Vertreter einer 
makrosoziologischen Konflikttheorie hat Ralf Dah-
rendorf vor dem Hintergrund des industriellen Kon-
flikts herausgearbeitet, dass als Voraussetzung dafür, 
dass ein Konflikt überhaupt entsteht, latente Inter-
essen in einer Interessengruppe organisiert werden 
müssen (Dahrendorf 1957: 166 ff.). Der Grad, zu dem 
ein so entstandener manifester Konflikt durch orga-
nisierte Akteure und in institutionalisierten Bahnen 
vollzogen wird, hat einen entscheidenden Einfluss 
auf die Konfliktdynamik (Deitelhoff/Schmelzle 2023). 
Institutionalisierung kann dazu beitragen, Konflikte 
zu befrieden oder aber sie einzuhegen (Dahrendorf 
1957). In diesem Spannungsfeld bewegen sich auch 
die hier diskutierten Konflikte. 
Im Folgenden werde ich zunächst zentrale Begriff-
lichkeiten vorstellen und das Ziel des Artikels im 
Kontext der bestehenden Forschung verorten. Im 
Anschluss daran werde ich einige Erkenntnisse aus 
der Konflikttheorie rekonstruieren, die sich auf das 
Verhältnis von Organisierung, Institutionalisierung 
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und Konflikt beziehen und daraus die Analysedimen-
sionen ableiten. Diese dienen sodann als Basis der 
Analyse zweier Fallbeispiele: der sogenannten Koh-
lekommission und den Tarifauseinandersetzungen 
im öffentlichen Nahverkehr. Es handelt sich folglich 
um einen konzeptionellen Beitrag, der empirisch il-
lustriert wird. Die hier vorgenommene Fallauswahl 
ermöglicht dabei zu zeigen, wie Institutionalisierung 
allgemein auf Konflikte wirkt, aber auch, wie die In-
teressenorganisierung bei strukturell ähnlich gela-
gerten Fällen Einfluss auf den Verlauf der Konflikte 
nehmen kann. Im dritten Teil werde ich mögliche 
Lehren für eine sozial-ökologische Transformations-
politik diskutieren. 

1. Konflikte um die sozial-
ökologische Transformation

Um die Art des Wandels, den die ökologischen Krisen 
notwendig machen, begrifflich zu fassen, nehmen 
Soziolog*innen im deutschsprachigen Raum seit ei-
nigen Jahren Bezug auf das Konzept der sozial-öko-
logischen Transformation. Sozial-ökologische Trans-
formation wird dabei in der Regel „als normativer, 
strategischer und zielorientierter Prozess verstan-
den“ (Klepp/Hein 2023: 7), der auf eine klimaneutrale 
und sozial gerechte Gesellschaft abzielt. Die Bezug-
nahme auf die sozial-ökologische Transformation ist 
folglich in der Regel nicht als Zustandsbeschreibung, 
sondern als Aufruf zu einer grundlegenden gesell-
schaftlichen Veränderung zu verstehen (Brand/Brad 
2019). 
Diese Veränderung ist jedoch umkämpft (siehe zum 
Beispiel Zilles et al. 2022). Um die vielfältigen Kon-
flikte, die in diesem Kontext geführt werden, zu 
erfassen, wird der Begriff der sozial-ökologischen 
Transformationskonflikte herangezogen. Als Sam-
melbezeichnung dient er zur Beschreibung „eine[r] 
Vielzahl von gesellschaftlichen, ökonomischen und 
politischen Auseinandersetzungen, die durch die 
ökologische Krise sowie durch die Maßnahmen, ihr 
zu begegnen, ausgelöst, geprägt, hervorgebracht 
oder dynamisiert werden“ (Graf et al. 2023, siehe auch 
Sommer/Schad 2022). Dabei ist kennzeichnend, dass 

die soziale und die ökologische Achse zunehmend 
verwoben und oft kaum noch voneinander zu tren-
nen sind (Dörre 2020). In gesellschaftstheoretischer 
Hinsicht verweist Klaus Dörre daher darauf, dass 
sich der „für kapitalistische Gesellschaften struktur-
prägende industrielle Klassenkonflikt […] mehr und 
mehr in einen sozial-ökologischen Transformations-
konflikt“ verwandele (Dörre 2020: 24). Eversberg et 
al. sprechen daher auch von einem „sozial-ökologi-
schen Klassenkonflikt“ (2024).
Wie sich nun innerhalb dieser Transformationskon-
flikte sozial-ökologische Politik durchsetzen kann, ist 
eine offene und viel diskutierte Frage. Die Bezeich-
nung sozial-ökologische Politik bzw. sozial-ökologi-
sche Politikansätze verwende ich in diesem Artikel, 
um vorgeschlagene oder praktizierte Maßnahme 
oder Gruppen von Maßnahmen zu bezeichnen, mit-
tels derer die sozial gerechte ökologische Transfor-
mation praktisch umgesetzt werden soll (Brand/Wis-
sen 2024). Dabei ist ökologische Politik jedoch nicht 
zwingend sozial gerecht und vice versa. Mit Blick auf 
konkrete Akteure und Politiken werde ich daher mit-
unter getrennt von „sozialen“ oder „ökologischen“ 
Ansätzen sprechen. Dies bedeutet nicht, dass deren 
Wirkung auf diesen Bereich beschränkt wäre. Jedoch 
handelt es sich dabei um Ansätze, die beides gera-
de nicht zusammendenken – und so gegebenenfalls 
auch negative Effekte im Bereich der anderen Di-
mension in Kauf nehmen. 
Eine wichtige Erkenntnis bestehender Studien zu 
sozial-ökologischen Transformationskonflikten ist, 
dass das Zusammendenken von sozialen und ökolo-
gischen Ansätzen zentral ist, um Ängsten und Wider-
ständen gegen die Transformation zu begegnen (Kai-
ser 2020, Sommer et al. 2023, Dörre et al. 2024). Statt in 
Form eines labour environmentalism, das heißt einem 
aktiven Engagement von Gewerkschaftler*innen und 
Arbeiter*innen für die Umwelt (Stevis et al. 2018) zu-
sammengedacht zu werden, können sich andernfalls 
beschäftigungspolitische und ökologische Sorgen 
gegeneinander verselbstständigen, wie dies z.B. bei 
den Konflikten um den Kohleausstieg in der Lausitz 
der Fall war (Bose et al. 2019, Köster et al. 2020). Auch 
Mau et al. (2023) zeigen, dass es vor allem die feh-
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lende soziale Gerechtigkeit und die Sorgen vor den 
Kosten der Transformation sind, die sozial schlech-
ter gestellte Menschen mit Blick auf die Klimakrise 
umtreiben. Diese Sorgen werden von rechten Partei-
en und Medien mitunter aktiv geschürt, wie Studi-
en zur AfD (Küppers 2024) oder der Debatte um das 
Heizungsgesetz zeigen (Jost et al. 2024). Hinter dem 
Verweis auf die soziale Schlagseite von Klimapoli-
tik stehen hier in der Regel ideologische oder wirt-
schaftliche Interessen, wie die Forschung zu climate 
obstruction in Deutschland offenbart (Brunnengräber 
et al. 2024, August et al. 2025, August 2024a). Diese 
politischen Kräfte wären entsprechend auch mit so-
zialen Argumenten nicht zu überzeugen – im Gegen-
teil zeigt eine internationale Studie, dass zumindest 
rechtsradikale Parteien von sozialer Ungleichheit 
profitieren (Proaño et al. 2024). Eine internationale 
Meta-Studie zeigt jedoch auch, dass im Gesamtbild 
nichts die Akzeptanz von Klimapolitik derart positiv 
beeinflusst, wie ihre wahrgenommene soziale Ge-
rechtigkeit (Bergquist et al. 2022). 
Aus diesen Erwägungen folgt, dass das Zusammen-
führen von sozialen und ökologischen Forderungen 
im Sinne einer just transition eine wichtige Erfolgsbe-
dingung sozial-ökologischer Transformationspolitik 
ist (Morena et al. 2019, Wissen/Brand 2021, Kaiser 
2020). Doch damit sind Konflikte nicht überwunden, 
wie der Verweis auf climate obstruction bereits impli-
ziert. Nach wie vor folgt aus „der Unverträglichkeit 
vieler materieller Interessen und kultureller Lebens-
muster, aus den vielen Zielkonflikten, die sich im 
Zuge eines ökologischen Umbaus ergeben [...], dass 
sozial-ökologischer Wandel nur durch ausgetrage-
ne Konflikte überhaupt erst möglich wird“ (Neckel 
2023). Um die Erfolgsmöglichkeiten einer sozial-öko-
logischen Politik zu bestimmen, sollten daher der 
Konfliktverlauf und dessen Rahmenbedingungen 
untersucht werden (Sommer/Schad 2022). 
Trotz der zentralen Stellung des Konfliktbegriffs 
wird dieser in bestehenden Studien zu sozial-ökolo-
gischen Transformationskonflikten noch selten kon-
zeptualisiert oder anderweitig auf die soziologische 
Konflikttheorie zurückgegriffen. Ausnahmen sind z. 

B. Kristina Dietz und Bettina Engels, die schon früh 
für eine konflikttheoretische Analyse von Konflikten 
um Natur plädierten (Dietz/Engels 2013). Neuere An-
wendungen finden sich in Studien zur Dynamik der 
Konflikte rund um Fridays for Future und die Letzte 
Generation (August 2024a) sowie zu lokalen Energie-
wendekonflikten (Radtke 2023, Eichenauer/Gailing 
2022). In Abgrenzung zur lange verbreiteten Akzep-
tanzforschung rücken letztere Konflikte ins Zent-
rum, um diese auf ihre Einflussfaktoren und (Dys-)
Funktionalitäten hin zu befragen. Dörre (2020, siehe 
auch Dörre et al. 2024) nimmt Bezüge auf konfliktthe-
oretische Arbeiten vor allem in klassentheoretischer 
Hinsicht vor. Diese Arbeiten zeigen bereits die pro-
duktive Wirkung konflikttheoretischen Denkens für 
aktuelle Transformationskonflikte. Um dieses Po-
tenzial noch weiter auszubauen, schlage ich im An-
schluss an das Plädoyer von August (2024a) für eine 
konflikttheoretische Perspektive vor, die Phase der 
Interessensformierung sowie die institutionellen 
Rahmenbedingungen und deren Auswirkungen auf 
den Konfliktverlauf zu analysieren. Um das Poten-
zial einer solchen Perspektive auf Transformations-
konflikte empirisch zu veranschaulichen, wende ich 
mich in der Analyse zwei Konflikten zu, die in An-
lehnung an den sozialpartnerschaftlichen Rahmen 
geführt wurden. 

2. Organisierung und 
Institutionalisierung in der 
Konflikttheorie

Sozialwissenschaftliche Konflikttheorien im Allge-
meinen zeichnen sich dadurch aus, dass sie soziale 
Konflikte als historisch konstanten und unvermeid-
baren Bestandteil moderner Gesellschaften und als 
potenziell wichtigen Treiber gesellschaftlichen Wan-
dels ansehen (Bonacker 2009, Coser 1956, Kuppler/
Bechthold 2022). Auch wenn es keine einheitliche 
Definition von sozialen Konflikten gibt, so lassen 
sich doch Charakteristika benennen, die fast alle 
Konfliktdefinitionen teilen. Ein Konflikt liegt dem-
nach vor, wenn es zu einer manifesten, das heißt 
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sichtbaren oder artikulierten Unvereinbarkeit von 
Zielen von mindestens zwei Parteien kommt (Kries-
berg 1998: 2). Ein zusätzliches Element, das einige, je-
doch nicht alle Konflikttheorien miteinbeziehen, ist 
die Rolle von Macht- bzw. Herrschaftsverhältnissen. 
Diese verursachen und strukturieren Konflikte und 
ihre Korrektur beziehungsweise Überwindung wird 
in einigen Konflikttheorien als das zentrale Ziel so-
zialer Konflikte angesehen (Dahrendorf 1957, Dietz/
Engels 2022, August/Westphal 2024). Mit einem sol-
chen herrschaftskritischen Konfliktbegriff geht in 
der Regel ein Verständnis von Konflikten als Inter-
essenkonflikten einher (Dahrendorf 1957). Es sind 
demnach Interessen als Ausdruck von Herrschafts-
verhältnissen, auf deren Basis sich Gruppen zu Kon-
fliktparteien zusammenfinden und um die dann ge-
stritten wird. Ich möchte einem solchen Verständnis 
von Konflikten als Interessenkonflikten folgen, ohne 
dabei Interessen auf ihre materielle Dimension zu 
reduzieren. 
Interessen in einem konflikttheoretischen Sinne 
lassen sich nicht ohne weiteres aus einer bloßen 
Beobachtung struktureller Ungleichheiten bzw. der 
materiellen Verhältnisse ableiten. Das zeigt sich be-
reits im ersten Aspekt, den ich unter Rückgriff auf 
die Konflikttheorie nun darstellen und anschließend 
anhand der Beispiele betrachten möchte: Für das Zu-
standekommen eines Konfliktes müssen Interessen 
organisiert werden – und wie das geschieht, hat ei-
nen maßgeblichen Einfluss auf die Konfliktdynamik 
(August/Westphal 2024). Das heißt: Soziale Konflikte 
sind voraussetzungsvoll. Die Existenz einander wi-
dersprechender latenter Interessen begründet noch 
keinen Konflikt. Erst wenn Interessen manifest wer-
den, kann von einem Konflikt gesprochen werden. 
Dies geschieht nach Dahrendorf (1957), indem sich 
Interessengruppen bilden. Die Bildung dieser Grup-
pen ist wiederum abhängig von einer Reihe techni-
scher und politischer Voraussetzungen (Dahrendorf 
1957, Tilly/Tarrow 2015). Auch Mau et al. (2023) ver-
weisen darauf, dass Interessen und Einstellungen 
erst manifest, das heißt politisiert, mobilisiert oder 
sogar organisiert werden müssen, damit gesellschaft-
liche Konflikte entstehen. „Auseinandersetzungen 

sind zwar strukturell angelegt; ob und wie sie aus-
getragen werden, entscheidet sich aber am Handeln 
politischer Akteure” (Mau et al. 2023: 393). Im Pro-
zess des Manifest-Werdens spielt nun die Klassenlage 
eine wichtige Rolle. Sie prägt kulturelle Einstellun-
gen ebenso wie die Bedingungen der Mobilisierung 
(Collins 1974: 162 f., Offe/Wiesenthal 1980). Einen 
Determinismus, wonach sich aus einer bestimmten 
materiellen Situation eine bestimmte bewusste Inte-
ressenlage herausbildet, gibt es jedoch nicht (Mau et 
al. 2023: 390). Aus der sozialen Lage können je nach 
zur Verfügung stehenden moralischen Repertoires 
und Deutungsangeboten unterschiedliche Schlüsse 
bezüglich der zu verfolgenden Ziele gezogen werden 
(Münnich 2011, Mau et al. 2023: 43, Bonacker 2009: 
192 f.).
Schon im Vorfeld des eigentlichen Konfliktes kommt 
folglich die Bedeutung von Institutionalisierung zum 
Tragen. Eine Minimaldefinition von Institutionen in 
der Soziologie fasst diese als „mehr oder weniger for-
malisierte Handlungsregeln, die gegebenenfalls zu 
Bestandteilen einer organisierten Handlungsstruktur 
werden können, aber nicht müssen“ (Stachura 2014: 
200). Mit Blick auf die in diesem Artikel beleuchteten 
Zusammenhänge zwischen Institutionen und Kon-
flikten interessieren jedoch gerade Institutionen, die 
zumindest bis zu einem gewissen Grad formal orga-
nisiert sind. Organisierungsprozesse im Sinne eines 
Zusammenschlusses zu einer Interessengruppe und 
eines organisierten Handelns werden entsprechend 
auch als Institutionalisierungsprozesse gefasst. Un-
ter den hier verwendeten Institutionenbegriff fallen 
demnach sowohl organisierte Akteure, z. B. Gewerk-
schaften, wie auch Formen der Konfliktaustragung, 
z. B. Kommissionen (Jasper/Duyvendak 2015). 
Dem Anthropologen Georg Elwert zufolge haben 
Akteure immer die Wahl, ob sie Konflikten mit Ge-
walt, Vermeidung oder Verfahren begegnen (Elwert 
2015). In modernen Gesellschaften werden Konflik-
te vielfach institutionalisiert ausgetragen und somit 
von einem Konflikt mit offener Gewaltausübung in 
zivile, verfahrensbasierte Konfliktaustragung über-
führt (Bonacker 2009). Zahlreiche Institutionen der 
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Konfliktaustragung gehen demnach strukturell mit 
einem niedrigen Grad von Gewalt einher und be-
grenzen durch ihre Verhaltensregeln die Möglich-
keiten einer Eskalation (August/Westphal 2024). 
Deitelhoff und Schmelzle (2023: 82 ff.) zufolge kön-
nen Institutionen Konflikte sowohl strukturieren als 
auch absorbieren und regulieren. Sie strukturieren 
sie, indem sie den Zugang, die Ziele und den Verlauf 
von Konflikten regeln. Sie absorbieren sie, insofern 
sie die Logik der Generalisierung von Konflikten be-
schränken und voraussetzen, dass Konfliktparteien 
ihre Forderungen konkret und gemeinwohlorientiert 
formulieren. Schließlich regulieren sie Konflikte 
und stellen insbesondere sicher, dass die Beteiligung 
an Konflikten nicht mit existenziellen Risiken ver-
bunden ist. Die Konfliktparteien müssen außerdem 
überzeugt sein, dass die Institutionen dauerhaft exis-
tieren und Machtwechsel möglich sind (Deitelhoff/
Schmelzle 2023: 84). In dem Maße, in dem Konflik-
te institutionalisiert ausgetragen werden, haben die 
spezifischen Institutionen, innerhalb derer dies ge-
schieht, einen starken Einfluss auf die Dynamik. In-
stitutionen prägen also Konflikte, umgekehrt wirkt 
sich aber auch der Verlauf von Konflikten seinerseits 
auf Institutionen aus und es können sich im Zuge der 
Konfliktaustragung neue Institutionen herausbilden 
(Eckert 2015, Dörre 2017). 
Doch Institutionen bilden nicht nur den Rahmen 
von Konflikten. Institutionalisierung und ihre Effek-
te können auch selbst als Strategie in Konflikten ge-
nutzt werden. So diente die Institutionalisierung im 
vergangenen Jahrhundert als Mittel zur Einhegung 
und Befriedung des industriellen Klassenkonfliktes. 
Um zu vermeiden, dass Lohnabhängige ihre Konflik-
te weiter durch Sabotage, Blockaden, Massenstreiks 
und Aufstände austrugen, wurden Gewerkschafts-
funktionäre als deren Vertretung an den Verhand-
lungstisch mit Arbeitgebervertretern geholt und der 
Staat gewährte den Konfliktparteien Autonomie in 
der Verhandlung von Tariffragen (Flemming 2022: 
81 ff.). Weitgehend ungeregelte Auseinandersetzun-
gen zwischen Kapital und Arbeit wurden so in ein 
kooperatives Verhältnis auf Basis wechselseitiger 

Anerkennung überführt. Statt von der direkten Aus-
einandersetzung war dieses – als Sozialpartnerschaft 
oder Korporatismus bezeichnete – Zusammenwir-
ken fortan von einem hohen Maß an Konsens- bzw. 
Kompromissorientierung geprägt (Flemming 2022). 
Im Rahmen der vom Staat genehmigten Autonomie 
bemühten sich die Beteiligten um einen Interes-
senausgleich. Die Voraussetzung war auch hier die 
Organisierung von Interessen in Gruppen: In der 
sozialpartnerschaftlichen Lesart „fungierten die 
jeweiligen Sozialparteien, die Kapital und Arbeit 
repräsentieren, als Organisationen des Interessen-
managements. Sie übernähmen das Geschäft der 
pragmatischen Austragung der Interessengegensätze 
durch Verhandlungen, Schlichtungen und Arbeits-
kämpfe“ (Flemming 202: 83). 
Der Konflikt zwischen Kapital und Arbeit wurde 
durch die Bildung von Interessengruppen und die 
darauffolgende Institutionalisierung verstetigt, aber 
zugleich seines revolutionären Potenzials beraubt 
(Dahrendorf 1957). An die Stelle der Revolution trat 
der inkrementelle Strukturwandel als Leitbild so-
zialen Wandels (Dahrendorf 1957: 233 f.). Statt im 
Klassenkampf wähnte man sich nun in einer Sozi-
alpartnerschaft, in der durch eine wiederkehrende 
und formalisierte Konfliktaustragung Stück für Stück 
Veränderung erreicht werden kann. Für die Gewerk-
schaften als Vertretung der Lohnabhängigen ging 
aus diesem Modell ein bis heute anhaltendes Span-
nungsverhältnis zwischen Kompromissbereitschaft 
und Konfliktorientierung einher (Flemming 2022: 81 
ff.), das auch den Verlauf sozial-ökologischer Trans-
formationskonflikte prägt. 
Bevor ich zu den empirischen Fällen übergehe, sol-
len hier noch einmal die Analysedimensionen, die 
sich aus der Darstellung der Konflikttheorie ergeben, 
zusammengefasst werden. Die erste Dimension gilt 
der Interessenorganisierung – sind Interessen orga-
nisiert und wenn ja, wie? Werden soziale und öko-
logische Anliegen in Einklang oder in Konkurrenz 
zueinander gebracht? Die zweite Analysedimension 
bezieht sich auf das Ob und Wie der institutionellen 
Rahmung. Wird der Konflikt institutionalisiert aus-
getragen und wenn ja, in welchem Format? Diese Di-
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mension kann in ihrer Wirkung sodann ausdifferen-
ziert werden, indem danach gefragt wird, auf welche 
Weise der institutionelle Rahmen den Konflikt struk-
turiert. Um das Verhältnis der institutionalisierten 
Konfliktaustragung im engeren Sinne zu weniger ins-
titutionalisierten Formen besser zu verstehen, sollen 
zudem die Konfliktstrategien außerhalb des identi-
fizierten institutionellen Rahmens miteinbezogen 
werden. Aus diesen Analysedimensionen ergibt sich 
ferner auch die Definition des eingangs erwähnten 
Scheiterns sozial-ökologischer Politikansätze: Unter 
Scheitern soll hier verstanden werden, dass in einem 
Transformationskonflikt entweder von vorneherein 
keine sozial-ökologische Interessenvertretung zu-
stande kommt oder diese sich mit ihren Zielen in den 
Institutionen der Konfliktaustragung nicht durchset-
zen kann. 

3. Institutionalisierung in aktuellen 
Konflikten

Fallauswahl und methodische 
Herangehensweise

Die nun folgende Analyse zweier empirischer Beispie-
le bezieht sich zum einen auf Konflikte in der und um 
die Kommission für Wachstum, Beschäftigung und 
Strukturwandel (die sogenannte Kohlekommission) 
und zum anderen auf die von der Gewerkschaft ver.di 
gemeinsam mit Fridays for Future aufgebaute Kam-
pagne Wir fahren zusammen. Für die Auswahl dieser 
Fälle waren mehrere Gründe ausschlaggebend. Es 
handelt sich bei beiden Fällen um bundesweit aus-
getragene Konflikte, die zentrale Sektoren einer sozi-
al-ökologischen Transformation betreffen. In beiden 
Fällen verläuft die Konfliktaustragung – zumindest 
teilweise – institutionalisiert, mehr noch, sie ist an 
das sozialpartnerschaftlich korporatistische Modell 
angelehnt. Damit wird in diesen Fällen das Zusam-
menwirken von sozialer und ökologischer Dimen-
sion besonders sichtbar und es besteht eine hohe 
Anschlussfähigkeit an die Konflikttheorie. Diese hat 
sich vielfach dem industriellen Klassenkonflikt und 
damit auch der Sozialpartnerschaft als seinem insti-

tutionellen Rahmen gewidmet. Die Fälle können so 
auch instruktiv sein mit Blick auf die Frage, wie sich 
gesellschaftliche Institutionen der Konfliktaustra-
gung im Übergang vom industriellen Klassenkonflikt 
zum sozial-ökologischen Transformationskonflikt 
verändern.
Die Analyse erfolgt damit auf Basis – und im Ver-
gleich – zweier ähnlich gelagerter Fälle. So kann 
herausgearbeitet werden, wie die konkreten Bedin-
gungen der Interessenorganisierung und Instituti-
onalisierung einen divergierenden Einfluss auf den 
Verlauf von Konflikten haben können, auch wenn 
diese in wesentlichen Punkten Parallelen aufweisen 
(Kuehn 2020). Aus einer solchen Fallauswahl ergeben 
sich jedoch auch offensichtliche Beschränkungen: 
Eine Aussagekraft der Ergebnisse ist nur für ähnlich 
gelagerte Konflikte gegeben. Konflikte, die in einem 
ganz anderen Rahmen (z. B. vor Gericht) oder ohne 
klaren institutionellen Rahmen ausgetragen werden, 
bringen dagegen je eigene Implikationen mit sich 
und müssen einer gesonderten Betrachtung unterzo-
gen werden. 
Für den vorliegenden Artikel wurde zunächst für 
jeden der Fälle ein Materialkorpus erstellt. Die Aus-
wahl der Quellen erfolgte dabei mit dem Ziel, eine 
möglichst breite Informationsbasis für die Rekons-
truktion der Akteurskonstellationen, der wesentli-
chen Streitpunkte, des Verlaufs der Konflikte sowie 
möglicher Einflussfaktoren zu schaffen.
Die Fallstudie zur Kohlekommission basiert auf leit-
fadengestützten Interviews (Helfferich 2011) mit 
neun Mitgliedern der Kommission aus den unter-
schiedlichen vertretenen Bereichen (siehe Anhang 
1), die im Rahmen des Forschungsprojektes „Öko-
logische Konflikte“ von Dezember 2023 bis Februar 
2024 geführt wurden. Die Interviews wurden mithil-
fe einer zusammenfassenden und strukturierenden 
qualitativ orientierten Inhaltsanalyse (Mayring 2010) 
ausgewertet, um die Akteurs- und Interessenkonstel-
lationen sowie die (institutionellen) Einflussfaktoren 
auf den Verlauf des Konfliktes zu rekonstruieren. 
Dazu habe ich zunächst deduktiv ein Kategoriensche-
ma erstellt, das die Überkategorien Akteure, Kon-
fliktgegenstand, Konfliktdimension (insb. Einigkeit/
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Konflikt/Kompromiss), Konfliktstrategien (z. B. De-
monstrationen, Allianzbildung, Verhandlungen) und 
Einflussfaktoren (z. B. Verhältnis der Konfliktpartei-
en, Ressourcen, (Medien)Öffentlichkeit) umfasste 
und eine erste Probecodierung des Materials vorge-
nommen. In einem zweiten Kodierschritt habe ich 
die ursprünglichen Kategorien um induktive (Unter-)
Kategorien erweitert (Kuckartz 2018) und das gesam-
te Material mit dem vollständigen Kodierleitfaden 
erneut codiert. Die kodierten Elemente wurden dar-
aufhin ausgewertet, um Häufigkeiten und inhaltliche 
Sinndimensionen zu identifizieren. Ergänzend wur-
den Dokumente aus der Arbeit der Kommission wie 
Pressemitteilungen, Berichte und Stellungnahmen 
hinzugezogen, um den Verlauf des Konfliktes und 
seiner zentralen Streitfragen zu rekonstruieren. 
Die Analyse von Wir fahren zusammen basiert auf der 
Erhebung bestehender Dokumente (Bowen 2009). 
Im Rahmen einer internetbasierten Suche habe ich 
dafür Dokumente aus den unterschiedlichen Phasen 
des Konfliktes sowie von unterschiedlichen betei-
ligten Akteuren gesammelt. Die Zusammenstellung 
umfasst Pressemitteilungen ebenso wie Aktionsma-
terialien und Artikel mit strategischen Überlegungen 
von Beteiligten. Die Dokumente wurden in der Folge 
gesichtet und angeleitet durch die konflikttheoreti-
sche Perspektive zum Zwecke der Illustration ausge-
wertet. 

Fallbeispiel Kohlekommission

Die Kohlekommission wurde 2018 von der Bundesre-
gierung in der Hoffnung eingesetzt, sie möge einen 
Kompromiss für den Ausstieg aus der Kohle finden 
und damit wieder Bewegung in den erstarrten po-
litischen Prozess bringen (Löw Beer et al. 2021). 
Kommissionen sind in der Politik ein etabliertes In-
strument, um bei strittigen Themen einen tragbaren 
Kompromiss zu erreichen (Gürtler et al. 2021: 3). Zu 
den Mitgliedern der Kohlekommission zählten insbe-
sondere Vertreter*innen von Wirtschaftsverbänden, 
Gewerkschaften, Umweltverbänden, aus der Wis-
senschaft und der Lokalpolitik. Die Gruppen hatten 

sich bereits im Vorfeld der Kommission zur Frage 
der Kohleverstromung organisiert und ihre Inter-
essen waren entsprechend manifest geworden: Seit 
Jahren gab es Proteste gegen Kohlekraftwerke und 
Umweltverbände forderten einen zügigen Ausstieg. 
Wirtschaftsverbände und Gewerkschaften stellten 
demgegenüber vor allem die Gefahr für die wirt-
schaftliche Entwicklung und Arbeitsplatzverluste in 
den Vordergrund. Die Grundkonstellation entsprach 
so einem „job versus environment“ Dilemma (Räth-
zel/Uzzell 2011, Hervorhebungen im Original) – das 
heißt einem tatsächlichen oder auch nur wahrge-
nommen Widerspruch zwischen den Interessen der 
arbeitenden Bevölkerung und dem Klimaschutz (Kalt 
2021). Diese Organisierung von sozialen und ökolo-
gischen Interessen als einander gegenüberstehend, 
potenziell sogar widerstreitend, schlug sich auch in 
der Austragung des Konfliktes in der Kommission 
nieder (IN 01, 04, 05, Haas et al. 2022, Hermwille/
Kiyar 2022), in dem sie statt eines sozial-ökologischen 
Bündnisses eine Allianz zwischen Gewerkschafts- 
und Wirtschaftsvertretern begünstigte. 
Anders als in Tarifkonflikten begegneten sich 
Wirschaftsverbände und Gewerkschaften hier nicht 
als Gegenspieler. Vielmehr bestand zwischen ihnen 
Einigkeit darüber, dass das Ziel nicht ein möglichst 
zügiger Ausstieg aus der Kohle sein sollte (Hermwil-
le/Kiyar 2022). Auch viele Beschäftigte standen den 
Forderungen und Aktionen der Klimaaktivist*innen 
ablehnend gegenüber (IN 05, dpa 2018, Köster et al. 
2020). Versuche der Umweltverbände, ökologische 
und soziale Forderungen gemeinsam zu artikulieren, 
blieben daher weitgehend erfolglos, obwohl es deut-
liche Unterschiede zwischen den verschiedenen Ge-
werkschaften gab. In ihrer Studie zu den Positionen 
der beteiligten Gewerkschaften zum Kohleausstieg 
schreibt Jenny Kurwan: „Die IG BCE widersprach 
den Umweltverbänden in ihrer Argumentation hin-
sichtlich Klimaschutz und Kohleenergie, der DGB 
ging kaum auf sie ein und ver.di schloss sich den Ar-
gumenten der Umweltverbände in Grundzügen an“ 
(Kurwan 2021: 94). Für die Kommission einigten sich 
die Gewerkschaften jedoch auf eine gemeinsame Li-
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nie, die bestimmt war von der IG BCE Position, die 
den Großteil der betroffenen Beschäftigten vertrat 
(Hermwille/Kiyar 2022: 28). 
Ausschlaggebend für die Dominanz der sozialpart-
nerschaftlichen Akteure war neben der Interessens-
formierung der institutionelle Rahmen der Kommis-
sion. Durch ihn waren der Zugang, der Verlauf und 
der Gegenstand der Auseinandersetzung stark vor-
strukturiert und reglementiert. Die Bundesregierung 
ernannte die Kommissionsmitglieder und legte deren 
Mandat fest. Zwar wurde mitunter hervorgehoben, 
dass viele unterschiedliche Gruppen vertreten waren 
(Löw Beer et al. 2021: 403). Am Ende waren es jedoch 
die traditionell sozialpartnerschaftlichen Akteure, 
die die Kompromissfindung maßgeblich prägten 
und sich mit ihren Forderungen weitgehend durch-
setzen konnten (IN 01, 03, 06, 08, Haas et al. 2022). 
Ausschlaggebend dafür war jenseits der durch die 
Interessenlage und die wechselseitige Bekanntschaft 
erleichterte Allianzbildung (IN 06, 08) vor allem, dass 
sie bereits Kommissionserfahrung und politisches 
Verhandlungsgeschick mitbrachten (IN 03, 05).
Faktisch setzten sich so im institutionellen Rahmen 
einer an das sozialpartnerschaftliche Modell ange-
lehnten politischen Kommission auch die Gerech-
tigkeitsvorstellungen der entsprechenden Akteure 
durch – ausgerichtet auf Sozialverträglichkeit, Struk-
turwandel und Ausgleichszahlungen für Unterneh-
men (IN 03, 06, 08, Kalt 2023). Ökologische Fakto-
ren – und schon gar die Dimension des Ausstiegs als 
globalem Gerechtigkeitsproblem (Kalt 2023) – gerie-
ten so in den Hintergrund (Reitzenstein et al. 2019). 
Dies kritisierte ein Teil der Mitglieder bereits beim 
Abschluss der Kommission in einem Sondervotum 
sowie in nachfolgenden Stellungnahmen zu den Um-
setzungsgesetzen (KWSB 2019: 119, Praetorius et al. 
2020). 
Dass die Klimabewegung in den Konflikten um den 
Kohleausstieg überhaupt etwas erreichen konnte, 
wurde von Mitgliedern der Kommission darauf zu-
rückgeführt, dass sie jenseits der Beteiligung an der 
institutionalisierten Konfliktbearbeitung auch von 
außen Druck gemacht hätte (Grothus/Setton 2020, 

Niebert 2019). Das ist zwar nicht unumstritten und 
es gibt auch Klimaaktivisten, die argumentieren, „[d]
er Kohleausstieg 2038 wäre wohl in Abwägung von 
Standort-, Länder-, Gewerkschafts- und Konzerninte-
ressen genauso beschlossen worden, wenn es keine 
Klimabewegung gäbe und sich absolut niemand in 
der Kohlekommission überhaupt für die Klimazer-
störung durch Braunkohle interessiert hätte” (Thiele 
2024). Dennoch gehen Mitglieder der Kommission 
davon aus, dass der Druck, der durch die Besetzung 
des Hambacher Waldes und die dortigen Solidaritäts-
demonstrationen geschaffen wurde, die Verhand-
lungsmasse zugunsten der Klimavertreter*innen in 
der Kommission gestärkt habe (IN 06, Grothus/Setton 
2020). 
Zusammenfassend lässt sich daher sagen, dass im Fall 
der Kohlekommission die Organisierung der Inter-
essen so verlief, dass kein gemeinsames sozial-öko-
logisches Interesse formuliert wurde. In der Kon-
kurrenz zu sozialen Anliegen gerieten ökologische 
Gesichtspunkte ins Hintertreffen. Begründet war das 
wesentlich auch durch den institutionellen Rahmen, 
innerhalb dessen der Konflikt um den Kohleausstieg 
ausgetragen wurde. Dieser war sowohl bei der Beset-
zung wie der Konfliktführung stark an sozialpartner-
schaftliche Formen angelehnt und trug so dazu bei, 
dass sich eine „konservierende Klassen(fraktions)po-
litik“ (Dörre 2020: 56) – anstelle einer sozial-ökologi-
schen Transformationspolitik – durchsetzen konnte. 

Fallbeispiel Wir fahren zusammen

Ein Beispiel für einen Transformationskonflikt, der 
in der sozialpartnerschaftlichen Grundstruktur zwar 
einige Parallelen aufweist, sich aber zugleich in viel-
facher Hinsicht von den Auseinandersetzungen in 
und um die Kohlekommission unterscheidet, sind 
die Auseinandersetzung um die Tarifverhandlungen 
2024 im öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV). 
Mit Blick auf die erste Analysedimension, die Or-
ganisierung von Interessen, ist offenbar, dass diese 
bereits manifest waren, da den Tarifrunden die Or-
ganisierung von Interessen in Gewerkschaften und 
Arbeitgeberverbänden zu Grunde liegen. Die Beson-
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derheit dieser Tarifrunde bestand jedoch darin, dass 
ver.di nicht nur Forderungen stellte, die die Tarifver-
handlung selbst betrafen. Vielmehr schloss sie mit 
Aktivist*innen von Fridays for Future das Bündnis 
Wir fahren zusammen. Dieses forderte in einer Petiti-
on jenseits von guten Arbeitsbedingungen und mehr 
Personal auch „Mobilität für alle“ und den Ausbau des 
ÖPNV. Es kam hier folglich zu einer gemeinsamen 
sozial-ökologischen Interessensbildung (Climate.La-
bour.Turn 2023), die auch den Verlauf des weiteren 
Konfliktes prägte. Schon im Vorfeld des eigentlichen 
Tarifstreits fand dafür Organisierungsarbeit statt 
(Klima und Klasse 2024). Bereits in der Tarifrunde 
2020 hatte sich Fridays for Future mit den Beschäf-
tigten des ÖPNV solidarisiert (ver.di 2020). In Dutzen-
den Städten vernetzten sich seitdem Klimaaktive mit 
Beschäftigten und warben um deren Vertrauen. Ihr 
Ziel war es, ein gemeinsames Interesse zu formulie-
ren und dafür zu kämpfen (Klima und Klasse 2024). 
Die Bemühungen waren erfolgreich und so startete 
im Herbst 2023 die Bewegung für die Tarifrunde im 
darauffolgenden Jahr. 
Prägend für den weiteren Verlauf war neben der 
gemeinsamen Interessensbildung jedoch mindes-
tens ebenso das institutionelle Gefüge, in dem sich 
der Konflikt bewegte. Relevant sind in diesem Zu-
sammenhang einerseits die Tarifverhandlungen als 
solche und andererseits die Bemühungen des Bünd-
nisses, den Konflikt in die breite Öffentlichkeit zu 
tragen. 
Die Tarifrunde selbst legte einen engen Rahmen mit 
Blick auf die Teilnahme und den Verlauf fest. Als Ker-
nelement der Sozialpartnerschaft war auch hier eine 
Kompromissorientierung vorgegeben (Flemming 
2022), wobei Konflikthandlungen wie Streiks bis zu 
einem gewissen Grad von beiden Seiten einkalkuliert 
und ritualisiert sind (Wiedemuth 2017). Die Institu-
tion der Tarifauseinandersetzung gab außerdem vor, 
welche Forderungen überhaupt von den beteiligten 
Tarifparteien geäußert werden konnten (§1 Abs. 1 
TVG). Ein bundesweites Investitionsprogramm konn-
te ver.di in diesem Rahmen ebenso wenig fordern 
wie einen bezahlbaren ÖPNV. Ein wesentlicher Teil 

der gemeinsamen Forderungen des Bündnisses fand 
deshalb nur in der Petition Platz. In den institutiona-
lisierten Konfliktbearbeitungsrahmen der deutschen 
Sozialpartnerschaft hingegen konnte er aufgrund der 
diesem inhärenten Beschränkungen keinen Einzug 
finden. Das Bündnis bemühte sich daher, die nicht 
beschäftigungspolitischen Forderungen flankierend 
vorzubringen – in der erwähnten Petition, in der Öf-
fentlichkeitsarbeit und bei Aktionen, die die eigent-
lichen Tarifstreiks begleiteten. Dennoch gelang es 
nicht, den nötigen Druck auf die politischen Verant-
wortlichen – die selbst nicht mit am Verhandlungs-
tisch saßen – aufzubauen, um die Forderungen, die 
die Verkehrswende als Ganzes betrafen, umzusetzen. 
Eine der beteiligten Gruppen stellte denn auch fest: 
„Aus ‚Streiken für die Verkehrswende‘ wurde in der 
Praxis eher ‚Streiksoli für den Tarifabschluss‘“ (Klima 
und Klasse 2024). Mit Blick auf den Abschluss der Ta-
rifrunde selbst zog ver.di ein „positives Fazit“ (ver.di 
2024), da in zahlreichen Bundesländern Entlastungen 
erreicht werden konnten. Die Forderung nach einem 
Investitionsprogramm für einen massiven Ausbau ei-
nes bezahlbaren ÖPNV konnte politisch jedoch nicht 
wirkmächtig werden. Als Erfolg vermeldete ver.di je-
doch, dass das Bündnis das Thema Arbeitsbedingun-
gen im ÖPNV den Bürger*innen und Politiker*innen 
nähergebracht und gezeigt habe, „dass Beschäftig-
teninteressen und Klimaschutz kein Gegensatz sind“ 
(ver.di 2024). 

4. Diskussion: Chancen und 
Risiken institutionalisierter 
Konfliktstrategien

Im letzten Teil des Artikels werde ich nun ausgehend 
von den zwei Beispielen und vor dem Hintergrund der 
Konflikttheorie diskutieren, wie die Organisierung 
von Interessen und der Grad und die Form der 
institutionellen Rahmung sozial-ökologische 
Transformationskonflikte prägen. Welchen Einfluss 
hat die Phase der Interessensformierung auf 
den Konflikt? Wie wirkt sich der institutionelle 
Rahmen auf dessen Verlauf aus? Welche Chancen 
und Risiken gehen mit einer institutionalisierten 
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Konfliktaustragung einher? 
Bei den hier betrachteten Fällen ging die Organisie-
rung von Interessen – in Einklang mit den Annah-
men der Konflikttheorie – dem eigentlichen Konflikt 
voraus. Die Interessensbildung erfolgte jedoch sehr 
unterschiedlich: Einmal kam es zu einer Konkurrenz 
zwischen ökologischen und sozialen Interessen; das 
andere Mal gelang es, als Bündnis ein sozial-ökolo-
gisches Programm zu formulieren und für dieses 
in den Auseinandersetzungen einzutreten. Es liegt 
nahe, dass dies auch im Gegenstand der Auseinan-
dersetzung begründet war. Die Formulierung einer 
gemeinsamen positiven Vision fällt leichter, wenn es 
wie beim ÖPNV um den Ausbau bereits bestehender 
Arbeitsplätze geht (Lucht/Liebig 2023, Kaiser 2020). 
Jedoch ist der Zusammenschluss zu einer sozial-öko-
logischen Allianz auch dann kein Automatismus. 
Das Beispiel Wir fahren zusammen bestätigt die kon-
flikttheoretische Annahme, dass ein solches Interes-
se nicht einfach vorliegt, sondern an Voraussetzun-
gen geknüpft ist und organisiert werden muss. Die 
Klassenlage der ÖPNV-Beschäftigten bot eine struk-
turelle Ausgangslage, von der aus mit Rückgriff auf 
bestehende Netzwerke und Erfahrungen in einem 
kleinteiligen und zeitintensiven Organisierungs-
prozess gemeinsam eine sozial-ökologische Allianz 
aufgebaut wurde (Climate.Labour.Turn 2023). Dabei 
stellten insbesondere die gesellschaftliche Veranke-

rung der gewerkschaftlichen Arbeit vor Ort, das En-
gagement einzelner Personen sowie generationelle 
und lebensweltliche Differenzen der Beteiligten He-
rausforderungen und Schlüsselfragen für den Erfolg 
dar (Lucht/Liebig 2023). Was den Grad und die Form 
der institutionellen Einbettung und deren Auswir-
kung auf die Konfliktdynamik angeht, so lassen sich 
unterschiedliche Effekte beobachten. Gemäß der so-
ziologischen Konflikttheorie drückt sich in der Ins-
titutionalisierung von Konflikten die grundsätzliche 
Anerkennung der Konflikthaftigkeit von Gesellschaft 
sowie die dabei deutlich werdende Infragestellung 
des Bestehenden aus (Deitelhoff/Schmelzle 2023: 82). 
Diese Anerkennung sowie die Bindung an institutio-
nalisierte Verfahren verringere gleichsam das Eska-
lations- und Gewaltpotenzial und erhöhe die Chance 
einer Kompromissfindung. 
Institutionen der Konfliktaustragung fungieren in 
dieser Lesart grundsätzlich als ein wichtiger Rahmen 
für die Funktionalität und Produktivität von Konflik-
ten in Gesellschaften. Diese zugleich ermöglichen-
de wie regulierende Funktion war auch bei den hier 
diskutieren Fällen zu beobachten. Besonders bei der 
Kohlekommission wurde häufig lobend hervorgeho-
ben, wie bemerkenswert es sei, dass sich die Beteilig-
ten überhaupt an einem Tisch zusammengefunden 
und schließlich einen Kompromiss erzielt hätten. Die 
starke Strukturierung durch die Institution der poli-

Kohlekommission Wir fahren zusammen

Manifeste Interessen Ja Ja

Sozial-ökologische Interessensorganisierung
Nein. Umweltverbände und Gewerk-
schaften agieren weitgehend unver-

bunden oder gar gegeneinander
Ja. Bündnis von Friday for Future und ver.di

Einbettung des Konflikts in bestehende Institutionen Ja (Kommission) Ja (Tarifverhandlungen)

Vorgaben/Strukturierung durch institutionellen 
Rahmen

Teilnehmer*innen, Mandat, Kompro-
missorientierung

Teilnehmer*innen, Mandat i.S.v. Inhalt des 
Tarifsvertrags nach TVG, Kompromissorien-

tierung

Begleitende Konfliktführung außerhalb des institutio-
nellen Rahmens

Ja. Demonstrationen, Öffentlichkeitsar-
beit, ziviler Ungehorsam (Besetzung) Ja. Petition und Klimastreik

Tabelle 1: Vergleich der Fälle entlang der Analysedimensionen
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tischen Kommission war dabei ein wichtiger Faktor, 
da bei allen Beteiligten ein ausgeprägtes Bewusstsein 
herrschte, dass in diesemFormat ein Kompromiss er-
zielt werden sollte (IN 01, 05, 07). Innerhalb der Ins-
titution Kommission wurde dann aber auch die Insti-
tution der Sozialpartnerschaft wirkmächtig, die zum 
einen begünstigend dafür war, dass Gewerkschaften 
und Wirtschaftsverbände gemeinsam agierten und 
sich so mit ihrem Programm durchsetzen konnten, 
und die zum anderen ihrerseits eine starke Kompro-
missorientierung vorgab. 
Damit offenbart sich nun auch eine der beschrän-
kenden Wirkungsweisen von Institutionalisierung. 
Insbesondere in der marxistisch orientierten Ar-
beits- und Industriesoziologie wurde vielfach dis-
kutiert, dass und wie die Institutionalisierung – in 
diesem Fall des industriellen Konfliktes – eine Einhe-
gung desselben bewirkt habe (Hyman 1982, Schaupp 
2024). Beschränkungen sind dabei einerseits als ein 
Effekt jedweder Form der institutionalisierten Kon-
fliktbearbeitung anzusehen: Konfliktparteien müs-
sen sich dem gegebenen Rahmen – was mögliche 
Forderungen ebenso wie Konfliktstrategien angeht 
– anpassen, um beispielsweise nicht zu radikal zu er-
scheinen und sich dadurch zu disqualifizieren (Löw 
Beer et al. 2021: 403). 
Andererseits zeigen die hier untersuchten Fälle, dass 
das Austragen sozial-ökologischer Konflikte im sozi-
alpartnerschaftlichen Modell auch mit spezifischen 
Begrenzungen einhergeht. Das ist wesentlich darin 
begründet, dass dieses noch immer auf Konflikte ent-
lang der Achse Kapital versus Arbeit zugeschnitten 
ist (Dörre 2020). Zwar wurde die Umwelt in der Pro-
duktionspolitik historisch stets mitverhandelt. Doch 
schließt zumindest der enge Rahmen der Sozialpart-
nerschaft bei vielen ökologischen Fragen aus, dass 
sie unter diesem Dach verhandelt werden können. 
Am Beispiel Wir fahren zusammen wurde deutlich, 
dass ver.di in den Tarifverhandlungen weder ein In-
vestitionsprogramm hätte fordern können noch wäre 
es den Gewerkschaftsmitgliedern erlaubt gewesen, 
für eine solche Forderung zu streiken. Dies wäre als 
politischer Streik gewertet und damit verboten wor-
den (Tschenker 2024). Selbst unter den gegebenen 

Umständen versuchten die Leipziger Verkehrsbetrie-
be vor dem Arbeitsgericht – erfolglos – ein Verbot des 
Streiks zu erwirken, da es sich um einen politischen 
Streik handele (Tschenker 2024). 
Auch in der Kohlekommission war der Rahmen 
durch das Mandat vorgegeben, das beispielsweise 
wachstumskritische Forderungen oder Forderungen 
nach einem sofortigen Kohleausstieg von vornherein 
außerhalb des Verhandelbaren verortete (Löw Beer 
et al. 2021: 403). In beiden Kontexten wären zudem 
Forderungen, die nicht kompromissfähig sind, als 
ein Bruch mit der grundsätzlichen Orientierung auf 
einen zu erreichenden Konsens erschienen. 
Im Ergebnis, so zeigt die Diskussion der Fallbeispie-
le, ist eine sozial-ökologische Politik in der Kohle-
kommission schon in der Phase der Interessens-
formierung gescheitert. Der Kampagne Wir fahren 
zusammen gelang es dagegen, durch einen inten-
siven Prozess der Interessenorganisierung, eine 
gemeinsame sozial-ökologische Konfliktposition 
einzunehmen. In beiden Fällen war die Austragung 
des Konfliktes im weiteren Verlauf stark durch die 
institutionellen Rahmenbedingungen geprägt. Dies 
betraf vor allem die Frage, wer Zugang zu den Räu-
men hatte, in denen der Konflikt ausgetragen wurde, 
welche Forderungen dort gestellt werden konnten 
und mit welcher Haltung und Expertise die Beteilig-
ten sich durchsetzen konnten. Dabei hat sich gezeigt, 
dass der jeweilige institutionelle Rahmen auch dann 
mit erheblichen Beschränkungen einherging, wenn 
es gelang, soziale und ökologische Interessen zusam-
men zu führen. 
Eine Übertragbarkeit dieser Befunde auf andere 
Konflikte ist dabei nur bedingt möglich und erfordert 
in jedem Fall weitergehende Forschung. Für diesen 
Artikel wurde bereits mit der Fallauswahl ein Fokus 
auf die Konflikte festgelegt, deren institutionelles 
Gefüge stark an das sozialpartnerschaftliche 
Modell angelehnt ist. Diese sind nicht mit der 
Institutionalisierung sozial-ökologischer Konflikte 
allgemein gleichzusetzen. Jedoch zeigen sich in 
diesen Fällen in besonderer Weise die Veränderungen 
im Zuge des Übergangs vom industriellen 
Klassenkonflikt hin zum sozial-ökologischen 
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Transformations- bzw. Klassenkonflikt. 

5. Fazit

Am Anfang dieses Artikels stand die Annahme, dass 
wir Konflikte als Prozesse mit einer eigenen Dyna-
mik ernst nehmen müssen, um zu verstehen, war-
um die allgegenwärtigen Konflikte nicht zu einem 
Durchbruch sozial-ökologischer Politik führen. 
Mithilfe eines konflikttheoretischen Analyserasters 
konnte anhand von zwei empirischen Beispielen ge-
zeigt werden, dass die Art und Weise, wie Interessen 
in Konflikten organisiert sind sowie der institutionel-
le Rahmen der Austragung des Konfliktes einen ent-
scheidenden Einfluss haben – und die Durchsetzung 
sozial-ökologischer Politik mitunter eher behindern 
als fördern. Der Anspruch war dabei von vorneherein 
theoretisch und empirisch klar begrenzt. So konnten 
die Auswirkungen von Institutionalisierung anhand 
von zwei ähnlich gelagerten Fallbeispielen aufgezeigt 
werden. Die vorgefundenen Zusammenhänge müs-
sen allerdings in weiterführenden empirischen Stu-
dien untersucht, detaillierter ausgearbeitet und auf 
andere Konfliktkonstellationen und institutionelle 
Formen und Foren übertragen werden. 
Für zukünftige empirische Forschung zur sozial-öko-
logischen Transformation lassen sich dabei eine 
Reihe wichtiger Impulse mitnehmen: Angesichts 
der erwartbaren Konflikthaftigkeit der Transforma-
tion sollten Konflikte stärker in den Blick gerückt 
und als solche konzeptualisiert werden (so auch 
August 2024b). Dabei gilt es, die Interessensformie-
rung nicht als etwas Vorgelagertes, sondern als Teil 
des Konfliktes zu begreifen und entsprechend in die 
Untersuchung mit einzubeziehen. Mit Blick auf die 
Bauernproteste 2023/2024 ließe sich beispielsweise 
die Genese der Interessen- und Akteurskonstellati-
on nachzeichnen, um zu verstehen, warum und wie 
der Konflikt hier eskalierte. Zudem muss die Wir-
kung des institutionellen Rahmens auf den Verlauf 
von Konflikten stärker berücksichtigt werden. Das 
gilt für Konflikte in Anlehnung an das sozialpartner-
schaftliche Modell ebenso wie für solche, die vor Ge-

richt oder innerhalb parlamentarischer Institutionen 
ausgetragen werden. Hier wäre beispielsweise die 
Rolle von rechtlichen Institutionen für den Verlauf 
von sozial-ökologischen Konflikten zu untersuchen 
und wie sich diese von den hier diskutierten Effekten 
unterscheidet. Insgesamt gilt es zu untersuchen, wie 
Konflikte durch die Institutionen ihrer Austragung 
geprägt werden, wie aber auch die Austragung von 
sozial-ökologischen Konflikten ihrerseits institutio-
nellen Wandel herbeiführt und welche Konsequen-
zen sich daraus für die Möglichkeiten einer sozi-
al-ökologischen Politik ergeben.
Für den Moment bleibt festzustellen, dass die Orga-
nisierung von sozialen und ökologischen Interessen 
als einem gemeinsamen Interesse zu einer Stärkung 
beider Anliegen führen kann. Im vorliegenden Arti-
kel konnte dies anhand des sozialpartnerschaftlichen 
Rahmens gezeigt werden. Aus der oben ausgeführten 
Annahme, dass es sich bei der ökologischen Krise in-
härent auch um eine soziale Frage handelt, folgt je-
doch, dass die Notwendigkeit der Zusammenführung 
nicht auf diesen Kontext beschränkt ist. Die frühe 
Phase der Interessensfindung prägt den weiteren 
Verlauf von Konflikten und schafft Voraussetzungen 
dafür, dass sich sozial-ökologische Politiken in den 
absehbaren Konflikten durchsetzen können. 
Was die anschließende Institutionalisierung der Kon-
flikte angeht, so bleiben die beobachteten Effekte 
zwiespältig. Institutionen können ein wichtiger Ort 
der Durchsetzung sozial-ökologischer Politik sein 
und es ist davon auszugehen, dass auch die hier be-
obachteten sozialpartnerschaftlichen Institutionen 
dabei relevant bleiben werden. Zum einen sind die 
Ursachen für die Klimakrise wesentlich in der Ar-
beitswelt bzw. der kapitalistischen Produktionsweise 
zu verorten, weshalb der Prozess ihrer Bearbeitung 
das Aushandeln der Sphären von Arbeit und Produk-
tionspolitik unumgänglich miteinschließt (Schaupp 
2024: 10 ff.). Zum anderen kann das Mitwirken an 
traditionell korporatistischen Verfahren aus Sicht 
der Klimabewegung eine Antwort auf die Suche nach 
der richtigen Strategie bieten: Die Massenmobilisie-
rungen und Aktionen zivilen Ungehorsams, die das 
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letzte Jahrzehnt des Klimaaktivismus in Deutschland 
geprägt haben, haben sich abgenutzt (August 2024a). 
Die Institutionalisierung beziehungsweise die Betei-
ligung in bestehenden Institutionen bieten die Mög-
lichkeit, den Konflikt jenseits kurzfristiger Mobilisie-
rungen auf Dauer zu stellen und dabei bestehende 
Machtressourcen auf- und auszubauen (Dörre 2017). 
Ein Problem bleibt jedoch, dass besagte Institutio-
nen häufig keinen Raum für weitergehende ökologi-
sche Forderungen lassen und auch in der Wahl der 
Konfliktstrategien beschränkend wirken. Für viele 
der Anliegen, für die angesichts der sich zuspitzen-
den ökologischen Krisen gestritten werden muss, 
reichen bspw. Tarifverhandlungen und das in die-
sem Rahmen garantierte Streikrecht in Deutschland 
nicht aus. Das Verbot politischer Streiks steht effek-
tiven Bündnissen von Klimabewegung und Gewerk-
schaften im Weg (Tschenker 2024). Die Zulassung 
politischer Streiks dagegen könnte jenseits besserer 
Voraussetzungen für sozial-ökologische Bündnis-
se auch ein transformatives Potenzial in den beste-
henden institutionellen Rahmen bringen (Schaupp 
2024). Auch im Bereich des Rechts ist zu beobachten, 
wie versucht wird, die Grenzen des institutionellen 
Rahmens zu erweitern. Die von der Zivilgesellschaft 
2020 eingereichten Verfassungsbeschwerden führten 
dazu, dass der Klima-Beschluss des Bundesverfas-
sungsgerichts neue Maßstäbe für zukünftige Klima-
schutzgesetzgebung schuf – wenngleich diese derzeit 
von der Politik nicht eingehalten werden (Groß 2023). 
Bei der erfolgreichen Klage der „Klimasenior*innen“ 
vor dem Europäische Gerichtshof für Menschenrech-
te (EGMR) wurde vor allem das ihnen aufgrund der 
„Besonderheit des Klimawandels“ zuerkannte Ver-
bandsklagerecht als wegweisend eingestuft (beck-ak-
tuell 2024), dass die institutionellen Voraussetzungen 
für zukünftige Klagen erweitert. Wo Möglichkeiten 
einer transformativen Erweiterung liegen, ist von In-
stitution zu Institution verschieden – und muss unter 
Rückgriff auf theoretisches Wissen über bestimmte 
Institutionen und entlang konkreter empirischer Fäl-
le untersucht werden. 
Zum Abschluss zeigt ein Blick auf die aktuellen Ent-
wicklungen: Wir befinden uns in einer Situation, in 

der keinesfalls gesagt ist, dass es entweder ein klein-
schrittiges „weiter so“ oder eine sozial-ökologische 
Transformation geben wird. Ein fossiles Rollback ist 
eine reale Gefahr und rechte Kräfte arbeiten jeden 
Tag daran, dies Wirklichkeit werden zu lassen (Brand/
Wissen 2024). Dabei stellen sie nicht zuletzt auch die 
vermeintlichen Selbstverständlichkeiten einer fried-
lichen Konfliktführung in Frage, wie eine Studie zur 
diskursiven Eskalation von Gewalt-Zuschreibungen 
in ökologischen Konflikten zeigt (August et al. 2024). 
In dieser Situation können bestehende Institutionen 
nicht nur dazu beitragen, dass Konflikte weiterhin 
friedlich und ohne existenzielle Risiken für die Betei-
ligten verlaufen, sondern auch ein Zurückfallen hin-
ter bereits erreichte klimapolitische Errungenschaf-
ten verhindern. 
Statt Institutionen der Konfliktaustragung als durch-
weg entweder förderlich oder aber hinderlich zu be-
trachten, gilt es folglich besser zu verstehen, unter 
welchen Umständen sie einer sozial-ökologischen 
Politik zuträglich sein können. Dazu bedarf es weite-
rer Forschung zu den Erfolgsfaktoren von sozial-öko-
logischen Bündnissen sowie zu der Frage, ob, wann 
und wodurch der Balanceakt zwischen institutiona-
lisierter Konfliktführung und transformativen Anlie-
gen gelingen kann. Hierzu kann die Konflikttheorie 
einen wichtigen Beitrag leisten, wie im vorliegenden 
Artikel verdeutlicht wurde. 
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